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Eéchschlagewerk:‘x . ja B
Amtliche Sammlung: ~ “nein = .

Der Erwerd einer neuen Staatsangehdrigkelt 1st nicht
"nach Bcend1gung der Verfolgung" erfolgt, wenn er
zwar nlcht de facto, wohl aber de iure noch wahrend
der Verfolgung stattgefunden hat, '
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IV 2R 133/62

Verkiindet am
6., Februar 1963

Hoeppe, Justizangestellte
‘als Urkundsbeamter
der Geschéftestelle

.1imnm Namen d e s Volkes .

In dem Entschiddigungsrechtastreit

‘der Frau Sura C h — ‘geb. BGEED, PEED
® rue duv SYNED c. R
Kldgerin und Revisionsklégerin

- ProzeBbevollmichtigte: Rechtsanwilte Dr. (N und
in G -

gegen

das Land Nbrdrheln-Westfalen,

vertreten durch den Reglerungsprh51denten in Kdln,
ZeughausstraBe 4,

Beklagten und Rev131onsbeklagten,
- Prozesbevollmiichtigterz Rechtsanwalt Dr. — in
~ > - |

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die miind=
liche Verhandlung vom 30, Januar 1963 unter Mitwirkung des
Senateprésidenten Ascher und der Bundesrlchter Raske, Maall,
Dr. Loewcnheim und I)r° Graf

fir Recht erkannts
Die Revision der Kldgerin gegen das Urteil des
11. Zivilsenats des 0her1andeagerichts K6ln vom
12, Januar 1962 wird zurtickgewiesen. Die Kligerin |
hat die auBergerichtlichen Kosten der Revision zu
tragen. ‘ |
Die Entscheidung ergeht frei von gerichtlichen Ge-

bithren und Auslagen.
‘Von Rechts wegen



Matthias Prinz

- 2._

Tatbestand:

, Die aus Polen stammende, dem Judentum angehdrende

- Kldgerin lebt seit 1937 in PEED. Dort muBte sie vom

7. Juni 1942 an den Judenstern tragen. Am 15. August 1942
verlic8 sie PGP und begad sich nach D— im Departe-

_ ment Co— Dort schloB sie am 17, September 1942 it

dem franzbsischen Staatsangehtrigen Gerald René Marie

Comille Ch@EE dic Ehe, Vor der EheschlieSung gab:dic
Kliigerin cine schriftliche Erkldrung ab, daB8 sie von der

nach ¢em franzdsischen Recht gegebenen Mtglichkeit, durch

dic EheschlicBung die franzSsische Staatsangehbrigkeit zu
erwerben, Gebrauch mache. Diese Erklérung wurde in das
hierfir vorgesehene Reglster bei dem Ministerium fir Ge~
sundheits~ und Bevdlkerungswesen e:.ngr-tragen° Ein nmit dem
Reglstrlerungsvermerk versehenes Exemplar warde am 1., Mirz
1944 an den Préafckten des Departements Co- zum Zviecke
'der Aushandlgung an die Klégerin zuruckge¢andt, Die Kléagerin -
lebte zu dieser Zeit jedoch nicht mehr im Departement Co@D.
Sie war vielmehr bereits am 5. Oktober 1942 nach Paris
zurlickgokehrt. Dort trug sie wiederum bis zur Befreiung der
Stadt von der deutschen Besetzung:den Judensterna

Die Kldgerin hat zunachst vorgetragen, der ihren Eln—
biirgerungsantrag betreffende Genehmlgungsbeschluﬁ gei ihr
erst am 25. April 1944 Zugegangen, Bis zu diesem Zeitpunkt
habe sie die Voraussetzungen eines "Fluchtllnga" im Sinnec
der Genfer Xonvention. erfdllt. Vor Beendlgung der Verfolgung
habe gie sich nicht auf die franzoslsche Staatsangehorlg—

. keit berufen konnen. Die Eheschlleﬁung mit einem Pranzosen
~ habe gic nicht vor der Verfolgung durch nationalsozialisti-
sche GewaltmaBnahmen geschﬁ zt, Spiter hat sie vorgetragen,
der ervihnic Genehmlgungsbeschluﬁ gei ihr am 25. Auguct 1944
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zugestellt worden; die Angabe des fritheren Datums (25.
April 1944) beruhe auf einem Versehen.

- Die XlHgerin hat eine Entsch#digung von 3 750 DM fiir
Schaden an Freiheit - Judensterntragen - in der Zeit vonm
7. Juni 1942 bis zum 15. August 1942 und vom 5. Cktober
1942 bis zum 25. August 1944 begehrt. Hiermit hat sie bei
den Enigchidigungsorganen keinen Erfolg gehabt. Mit der im
Berufungsurteil zugelassenen Revision verfolgt sie ihren
EntschﬁdigungsanSPruch weiter. Das beklagte Land bittet um
Zuriiclweisung der Revision., . ' '

- Entscheidungsgriinde;
Die‘Revision hat keinen. Erfolg.

' Chne Rechtsirrtum is t das ‘Oberlandesgericht davon
ausgegangen, die Kligerin sei ein Opfer der- nat;onalso-
zialistischen Verfolgung im Sinne des § 1 BEG, weil sie aug
Griinden der Rasgse durch nationalsozialistische Gewaltmafi-
nahmen verfolgt worden sei und hicrdurch Schaden an Freiheit
(§ 47 BEG) erlitten‘habe° .

Als Grundlage fur den Entschﬁdigungsanspruch der
Kliigerin ¥ommt lediglich § 160 Abs. 2 Satz 1 BEG in Be-
tracht, Dieger erweitert den Xreis der nach Abg. 1 aa0 An-
* spruchsberechtigten, welche fiir die ihnen durch national-
- sozialistische GewaltmaBnahmen zugefiigten Schiiden keine
Entschidigung von ihren Heimatsteaten oder einer zwischen-
- stactlichen Crganisction erhalten ktnnen, dahin, daB der
~ Anspruch auch einem Vcrfolgteh zusteht, der als Staaten-



o (.

loger oder Fliichtling im Sinne der Genfer Konvention nach
Beendigung der Verfolgung eine neue Staatsangehﬁfigkeit
ervorben hat. Mit Recht hat das Oberlandesgericht zum
Schwerpunkt seiner Erdrterungen die Frage gemacht, ob der
Erwerb einer neuen Staatsangehdrigkeit "nach Beendigung
der Verfolgung" im Sinne der genannten Vorschrift zu ver-
neien sei, wenn er zwar de iure, nicht aber de facto noch
widhrend der Verfolgung stattgefunden habe. |

Bei seiner Regelung erschien es dem Gesetzgeber
folgerichtig, den Entschiédigungsanspruch eines verfolgten
Staatonlosen oder Fliichtlings nicht an dem Erwerb einer
necuen Staatvangehorlgkelt scheitern zu lassen, da deren
- Erwerb nach Beendigung der Verfolgung ‘den neuen achutzstaat
nicht in die Lage versetzt, einen volkerrechtlichen Anspruch
von Staat zu Staat gel.tend zu machen, Einen vblkerrechtllchen
Schadensersatzanspruch kann ein Schutzstaat v1e1mehr nur |
dann geltend machen, wenn der Geschadlgte zur- Zelt der
Schiidigung Staatsblirger dieses Staatcs war und zur Zeit der
Geltendmachung des Anspruchs noch ist (Amtllche Begrundung
zu § 71 Abs. 2 des Regierungsentwurfs eines BEG, Deutscher
Bundestag, 2. Wahlperiodc 1953, Drucksache 1949, Seite 176;
Becker/Huber/Riister, § 71 BErgG, Anm, 19, §. 619; van Dam/
Loos, § 160 BEG, Anm. 12, S. 684; Blessin/Ehrig/Wilden,

3. Aufl., § 160 BEG, Anm. 12, S. 874; Urteile des erkennen-
dcn Senats vom 12. Januar 1962 -~ IV ZR 222/61 - und vom
7. Februar 1962 —\IV ZR 211/6%1 -, Rz¥ 1962, 369 Nr. 32 lfo 37;7)

Beide Vorinatanzenwhaben unter HinWéis auf die hierfﬁrV
maBgeblichen franzdsischen Staatsangehbrigkeitsvorschriften,
dcren Auslegung und Anwendung durch das Oberlandeagericht ge—
piB §§ 209 Abs.1 BEG, 562,549 ZPO das Revisionsgericht bindet,



am 17, MWirz 1943 franz¥sische Staatsgbiirgerin geworden.
Gem#i Art. 8 des franzdsischen Staatsangehtrigkeitsge-
setzes in der Fassung vom 12. November 1938 erwerbec eine
Auslinderin, die mit einem Pranzosen die Ehe eingehe, die
franztsische Staatsblirgerschaft nur auf ihren Antrag; |
diesen habe die Kliagerin vor Eingehung ihrer Zhe gestellt,
Daraufhin trete gem#f Art. 8 Abs. 2 aa0 nach Ablauf von
sechs lonaten seit der EheschlieBung (17° September 1942)
ohne weitercs der Erwerb der franzbsischen Staatsangehirig-
keit ein, auBer wenn er gemiB Art. 8 Abs. 3 aa0 innerhalb
dieser Prist staatvlicherseits inhibiert werde, was jedoch
im Palle der Kldgerin nicht geschehen sei.

Im Gegensatz zur Auffassung der Revision hat das
Oberlandesgericht zutreffend ausgefithrt, danach komme eg
nicht darauf an, wann die Kl#igerin in den Besitz des den
Erverb der franz¥sischen Staatsangéhbrigkeit ausvieisenden
Schriftstiicks gelangt gsei, so daB sie von dieser Staats-
angchtrigkeit habe Gebrauch machen und ihre offizielle
inerkennung als franz¥sische 8taatsbiirgerin habe durchsevzen
kénnen. Entscheidend sei vielmchr, scit wann die Klégerin
de iure Franzisin sci, TFiir den Anwendungsbercich des § 160

EG sei die TFrage, ob der Erwerb einer ncuen Staztsange-
horigkeit vor oder nach Beendigung der Verfolgung stattge-
funden habe, nicht nach der tatsiichlichen Situation des
Verfolgten wéhrend oder nach der \’Ier:t‘olgung_;‘9 sondern nach
der Rechtslage bei Inkraftireten des Bundcséntschédigungn-
gesetses (1. Cktober 1953),zu beurteilen. 4lle Verfolgten
scion wihrend der Zeit ihrer Verfolgung praktisch mchr oder
weniger schutzlos gevesen. Der Besitz einer fremden Stacts-
. angehbrigkeit habe ihnen in aller Regel wenigf.gcholfena
Die Schutz- und Hilflosigkeit wihrend der Zeit der Vexrfolgung




" gei daher ein Element des Verfolgungététbestandesm Bei der
Frage nach der formellen Anspruchsberechtigung komme ihr
keine Bedeutung zu. Fir § 160 BEG sei ausschlaggebend, ob
der Gesctzgeber den Verfolgten einem-Personenkreise zuge-
‘rcchnet habe, der nach gseiner Auffassung schutzlos und
deshalb in die innerdeutsche Entschiédigung elnuubezlehen
gewegen sei. Da eine Schuizlosigkeit in diesem Sinne fir

"~ dicjenigen Veorfolgten, die noch wihrend der Verfolgung eine
ncue Staztocangehtrigkeit erworben hitten, verneint worden
sci, knne es nur auf diejenige Situation, wic sie sich am
1, Ch:tober 1953 dargestellt habe, ankommen. (So auch:
Blecgin/Fhrig/Vilden, aaQ,-S.‘874:,Urteil-dea erkennenden

~ Senats vom 12, Januar 1962 - IV ZR 222/61 -). Wer rechtens
noch wiihrend der Verlolgung eine neue Staatsangehbrigkeit
erworben habe, sci am 1. Oktober 1953 im Sinne der dem

¢ 160.4bas. 2 8. 1'BEG'zugrundellegenden rechtgpolitischen
Ervigungen nicht sohutzlos und daher durch dlese Vorschrift
nicht begﬁnstlgt. ‘ L

Zu Unrecht riigt die Revision, das Oberlandesgecricht
hétte jedenfalls priifen miissen, ob der Kreis der Verfolgten,
dem die Klégerin sngehdre, von der franzisischen Regierung
tatniichlich allgemein entschéidigt werde. Hierzu hat bercits
dag Londgericht (Bl. 32 GA) es mit Recht fiir uncrheblich
erklirt, ob der Gosetzgeber zutreffend angenbmmen habe, bei
Erverb einer neucn Staatsangehdrigkeit vor Beendigung der
Verfolgung worde der heue'Heiﬁatéfaat'Seine.Bﬁrger tatsich-
lich auch entsch#digen, Fbenso hat das Be"ufungSgcricht in
scinen Urteil vom 24, Mirz 1961 (RzW 1962, 39 Nr. 22 /8. 407y
zu dicsem Punkte cutreffend ausgefahrt, ob der innerc Grund
fir die ges ct"lwchc Pegc ung, namllch die Vernelnung dor
Schutczlosigkeit bei dem vo*genannten Personenkreis, im Einzel-



~ worden ist und das nnde ihrer Verfolgung mit dem 25. Auguot

falle zutreffe, ktnne angesichts des klaren und eindeuti-
gen Willeng des Gesetzgebers nicht mehr entscheidend sein
(vgl. hiersu: Urteil des erkennenden Senats vom 12. Januar
1962 - IV ZR 222/61 -), Dic Aufgabe, die Verfolgten, dic
nach dert BEG nétten anspruchsberechtlgt sein sollen, von
den hreluc:derer, denen Anspritiche nicht h#tten zuerkannt
worden sollen, zu trennen, habe zwangsldufig zu einer Anzahl
" laguistischer und positivistischer Entscheidungen genotigt,
‘Dic Gerichtc scien nicht befugt, die Entscheidungen des
Gesctzgebers zu #ndern, gofern sie eine eindeutige und Iklare
"illcnsuBerung cnthielten. Wieé bereits vom Landgerichi

(Bl. 32 Gk) mit Recht hervorgehoben, gilt das besonders auf
den Gebiet der §§ 160 £f BEG, durch die der Gesetzgeber nur
einc'séhr'ciﬁggééhbﬁn&fe_Entschﬁdigung gewﬁhren wollte.

Da die Kldgerin de iure am 17, Mrz 1943 Franzdalngn-

1944 angegeben hat, hat sie nicht nach Beendigung, sondern
noch withrend der Verfolgung dic franz8sische Staetsangehirig-
" keit ervorben; so daB ihr Anspriiche nach § 160 ibs. 2 S, 1

" BEG nicht zusteheny - R ~ -



Aus diesen Grinden ist die Revision mit der sich
aus den §§ 209 Abs. 1, 225-4bs. 1 BEG, 97 Abs. 1 ZPO
crgcbenden Kostenfolge zuriickzuweisen.

Agscher Raske MaaB Dr., ioéwenheim Dr, Graf-



	fJü


